RIS

Gesamte Rechtsvorschrift fir Grundverkehrsgesetz 1996, Tiroler,
15.10.2018

Beachte fur folgende Bestimmung
Der Art. 1l des Gesetzes LGBI. Nr. 59/1997 lautet:

"Artikel 11

(1) Die Ausnahmen vom Verbot des Erwerbes von Freizeitwohnsitzen
fur Rechtserwerbe im Sinne des § 14 Abs. 1 gelten bis zum 31.
Dezember 1999 nur fiir Personen, die seit mindestens flinf Jahren
ihren Hauptwohnsitz in Osterreich haben oder friiher mindestens fiinf
Jahre ihren Hauptwohnsitz in Osterreich hatten.

(2) Der Anzeige von Rechtserwerben im Sinne des Abs. 1 ist
zusétzlich zu den im § 23 Abs. 2 und 3 genannten Unterlagen der
Nachweis (iber einen mindestens finfjdhrigen Hauptwohnsitz in
Osterreich anzuschlieRen."

Der Art. Il des Gesetzes LGBI. Nr. 75/1999 lautet:
"Artikel 11

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung
in Kraft.

(2) Fur Rechtsgeschéfte und Rechtsvorgange, die vor dem 1. Janner
1994 abgeschlossen und nicht rechtzeitig der Behorde angezeigt
wurden, beginnt die zweijéhrige Frist nach § 31 Abs. 2 mit dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes."

Der Art. Il des Gesetzes LGBI. Nr. 85/2005 lautet:
"Artikel 11

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jinner 2006 in Kraft.

(2) Die Landesregierung hat die Mitglieder der Landes-
Grundverkehrskommission nach der Kundmachung des Gesetzes so
rechtzeitig zu bestellen, dass diese mit dem In-Kraft-Treten dieses
Gesetzes ihre Téatigkeit aufnehmen kénnen.

(3) Die neu bestellte Landes-Grundverkehrskommission hat die zum
Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes vor der bisherigen
Landes-Grundverkehrskommission anhdngigen Verfahren fortzufuhren."

Der Art. Il des Gesetzes LGBI. Nr. 60/2009 lautet:
"Artikel 11

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Oktober 2009 in Kraft.

(2) Auf die Verlangerung einer mit einem Bescheid nach § 11 Abs.

3 des Tiroler Grundverkehrsgesetzes 1996, LGBI. Nr. 61,
festgelegten Frist, innerhalb der der Verwendungszweck bei
Rechtserwerben an unbebauten Baugrundstiicken verwirklicht werden
soll, ist der § 11 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr.
85/2005 mit der MaRgabe anzuwenden, dass die Gesamtfrist nicht
langer als zehn Jahre sein darf.

(3) Der unabhéngige Verwaltungssenat hat die am 30. September
2009 bei der Landes-Grundverkehrskommission anhangigen Verfahren
fortzufuhren.
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(4) Auf alle zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
anhéangigen Verfahren ist das Tiroler Grundverkehrsgesetz 1996 in
seiner durch Art. | dieses Gesetzes gednderten Fassung anzuwenden.
Die durch dieses Gesetz neu gefassten §8 7 Abs. 1 lit. d und 7a

sind jedoch auf zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes in
zweiter Instanz anhangige Verfahren nicht anzuwenden."

Kundmachung des Landeshauptmannes vom 4. August 2011 betreffend die Aufhebung einer Bestimmung
des Tiroler Grundverkehrsgesetzes 1996 durch den Verfassungsgerichtshof
LGBI. Nr. 73/2011

GemaR Art. 140 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes und § 2 Abs. 1 lit. j des Landes-
Verlautbarungsgesetzes, LGBI. Nr. 8/1982, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI. Nr. 60/2011, wird
kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 28. Juni 2011, G 11/11-6, § 4 Abs. 2 lit. b des
Tiroler Grundverkehrsgesetzes 1996, LGBI. Nr. 61, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 85/2005 als
verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit dem Ablauf des 30. Juni 2012 in Kraft.

(3) Fruhere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft.

Der Art. Il des Gesetzes LGBI. Nr. 50/2012 lautet:
"Artikel 11

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 2012 in Kraft.

(2) Eine Verordnung nach § 25a Abs. 6 {ber den Inhalt und die Form der Bestatigungen nach § 25a Abs.
3, jeweils in der Fassung des Art. | Z. 24, kann schon von dem der Kundmachung dieses Gesetzes
folgenden Tag an erlassen werden. Sie darf jedoch frihestens mit 1. Juli 2012 in Kraft gesetzt werden."

Langtitel

Gesetz vom 3. Juli 1996 Uber den Verkehr mit Grundstiicken in Tirol
(Tiroler Grundverkehrsgesetz 1996)
LGBI. Nr. 61/1996
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Der Landtag hat beschlossen:

Text

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

81
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt flr den Erwerb von Rechten

a) an land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiicken,

b) an Baugrundstiicken und

¢) an sonstigen Grundstiicken, wenn der Rechtserwerber Auslander ist.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht:
a) fir den Erwerb von Rechten an Grundstiicken, die im Eisenbahnbuch eingetragen sind;
b) fur den Erwerb von Rechten an Grundstiicken im Wege der Enteignung;

c¢) fir den Erwerb von Rechten an Grundstiicken, die durch Entscheidung oder Verordnung dazu
bestimmt sind, dem offentlichen Verkehr, der 6ffentlichen Wasser- oder Energieversorgung,
der offentlichen Abwasserbeseitigung oder -reinigung, der 6ffentlichen Abfallentsorgung oder
offentlichen Wasserbauten zu dienen;

d) fur die Einrdumung von Geh-, Fahr-, Wege-, Bringungs- und Leitungsrechten sowie von
Leitungsdienstbarkeiten fur elektrische Anlagen;

e) fir den Erwerb von Rechten an Grundstiicken im Rahmen eines Agrarverfahrens oder eines
Baulandumlegungsverfahrens sowie von Anteilsrechten an agrargemeinschaftlichen
Grundstiicken und von Einforstungsrechten;

f) fur die Teilung von Grundstiicken, die von den Vermessungsbehdrden im Rahmen des
Feldvergleiches von Amts wegen oder von den Agrarbehdrden vorgenommen werden;

g) fur die Abschreibungen und die Verblcherungen nach den 8813 bis 22 des
Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBI. Nr. 3/1930, zuletzt gedndert durch das Gesetz BGBI. |
Nr. 100/2008, es sei denn, dass aus einem Trennstiick ein neuer Grundbuchskdrper gebildet
werden soll;

h) fir Anderungen der Miteigentumsanteile im Sinn des § 10 Abs. 3 des
Wohnungseigentumsgesetzes 2002, BGBI. | Nr. 70, zuletzt ge&dndert durch das Gesetz BGBI. |
Nr. 111/2010.
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§2
Begriffsbestimmungen

(1) Land- oder forstwirtschaftliche Grundstiicke sind Grundstiicke, die ganz oder teilweise im
Rahmen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes fur land- oder forstwirtschaftliche Zwecke
genutzt werden. Als land- oder forstwirtschaftliche Grundstiicke gelten weiters Grundstiicke, die zwar
nicht im Rahmen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes, aber doch in einer fur die Land- oder
Forstwirtschaft typischen Weise genutzt werden. Durch die Aussetzung der land- oder
forstwirtschaftlichen Nutzung eines bisher im Sinn des ersten oder zweiten Satzes genutzten
Grundsttickes verliert dieses nicht die Eigenschaft als land- oder forstwirtschaftliches Grundstiick. Als
land- oder forstwirtschaftliche Grundstiicke gelten auch Grundstiicke mit land- oder forstwirtschaftlichen
Wohn- oder Wirtschaftsgebduden sowie solche Gebaude selbst, wenn nur diese Gegenstand eines
Rechtserwerbes sind. Die Bezeichnung eines Grundstiickes im Grundsteuer- oder Grenzkataster ist flr
dessen Beurteilung als land- oder forstwirtschaftliches Grundstlck nicht mafgebend. Baugrundstiicke
(Abs. 3) sowie Grundstiicke, die innerhalb der im ortlichen Raumordnungskonzept nach § 31 Abs. 1 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016, LGBI. Nr. 101/2016, in der jeweils geltenden Fassung, zur
Befriedigung des Wohnbedarfes und fiir Zwecke der Wirtschaft vorgesehenen Bereiche liegen, gelten
nicht als land- oder forstwirtschaftliche Grundstiicke; im Hinblick auf diese Grundstiicke gelten jedoch
die einschlagigen Bestimmungen des 3. Abschnitts tber die Erklarungspflicht fir Rechtserwerbe an
unbebauten Baugrundstiicken.

(2) Ein land- oder forstwirtschaftlicher Betrieb ist jede selbststandige wirtschaftliche Einheit, in
deren Rahmen land- oder forstwirtschaftliche Grundstlicke bewirtschaftet werden und die geeignet ist,
zum Lebensunterhalt des Bewirtschafters und seiner Familie beizutragen.

(3) Baugrundstiicke sind:

a) bebaute Grundstlicke, das sind solche, die mit Gebauden, mit Aushahme von land- oder
forstwirtschaftlichen Wohn- oder Wirtschaftsgebduden, bebaut sind; als bebaute Grundstiicke
gelten auch baulich in sich abgeschlossene Teile eines Gebdudes, die als Wohnungen,
Geschaftsraume, Kanzleien, Ordinationen und dergleichen verwendet werden;

b) unbebaute Grundstiicke, die im Fl&chenwidmungsplan als Bauland, als Vorbehaltsflache oder als
Sonderfléche, ausgenommen Sonderflachen fur Schipisten, fir Hofstellen, flr landwirtschaftliche
Intensivtierhaltung, fur Austraghduser, fur sonstige land- und forstwirtschaftliche Gebaude und
fur Anlagen zur Aufbereitung mineralischer Rohstoffe, gewidmet sind.

Grundstiicke, auf denen sich ausschliellich Gebdude von untergeordneter Bedeutung, wie Garagen,
Gerateschuppen, Bienenhduser, Gartenhduschen und dergleichen, befinden, gelten nicht als bebaut im
Sinn dieses Gesetzes.

(4) Land- oder forstwirtschaftliche Grundstiicke mit anderen Gebduden als land- oder
forstwirtschaftlichen Wohn- oder Wirtschaftsgebduden gelten als land- oder forstwirtschaftliche
Grundstiicke, wenn das gesamte Grundstiick oder ein Grundstiicksteil Gegenstand eines Rechtserwerbes
ist. Ist nur das Gebaude Gegenstand eines Rechtserwerbes, so gilt dieses als Baugrundstiick.

(5) Als Landwirt gilt,

a) wer einen landwirtschaftlichen Betrieb allein oder zusammen mit Familienangehdrigen oder mit
den dartiber hinaus allenfalls erforderlichen landwirtschaftlichen Dienstnehmern bewirtschaftet
oder

b) wer nach dem Erwerb eines landwirtschaftlichen Betriebes oder eines landwirtschaftlichen
Grundstlickes eine Tatigkeit im Sinn der lit. a ausuben will und die dazu erforderlichen
Fahigkeiten aufgrund seiner praktischen Tétigkeit oder fachlichen Ausbildung nachweisen und
die Absicht der nachhaltigen ordnungsgemélen Bewirtschaftung durch ein Betriebskonzept
glaubhaft machen kann.

(6) Interessenten sind Landwirte, die bereit sind, anstelle des Rechtserwerbers ein gleichartiges
Rechtsgeschaft unter Lebenden Uber den landwirtschaftlichen Betrieb oder das landwirtschaftliche
Grundstlick abzuschlieBen, wenn sie glaubhaft machen, dass

a) die Bezahlung des ortsublichen Preises, Bestandzinses oder Nutzungsentgelts und die Erfillung
sonstiger ortstiblicher, fur den VerduRerer nach objektiven MaRstdben notwendiger
rechtsgeschéftlicher Bedingungen gewéhrleistet ist,

b) der Erwerb den im § 6 Abs. 1 lit. a genannten Zielen dient und

c) im Fall des Erwerbes von landwirtschaftlichen Grundstiicken ihr landwirtschaftlicher Betrieb
einer Aufstockung bedarf und sie die Absicht haben, das Grundstiick im Rahmen dieses
Betriebes nachhaltig und ordnungsgemal zu bewirtschaften.
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(7) Auslander sind:
a) naturliche Personen, die nicht die dsterreichische Staatsbirgerschaft besitzen;
b) juristische Personen, die ihren Sitz im Ausland haben oder deren Gesellschaftskapital oder

Anteile am Vermdgen (wie Namens- oder Stammaktien, Stammeinlagen und &hnliche Rechte)
mindestens zur Hélfte Auslédndern gehdren;

c) eingetragene Personengesellschaften, die ihren Sitz im Ausland haben oder deren Gesellschafter
mindestens zur Halfte nicht die &sterreichische Staatsbirgerschaft besitzen oder deren
Gesellschaftsvermdgen mindestens zur Halfte Auslandern gehort;

d) Stiftungen und Fonds, die zwar ihren Sitz im Inland haben, deren Vermdgen oder Ertrégnisse
nach dem Stiftungs- bzw. Fondszweck jedoch mindestens zur Hélfte Auslandern zukommen;

e) Vereine, die zwar ihren Sitz im Inland haben, deren Mitglieder jedoch mindestens zur Halfte
nicht die Osterreichische Staatsbirgerschaft besitzen.

83
Gleichstellung im Rahmen der europaischen Integration
sowie aufgrund staatsvertraglicher Verpflichtungen

(1) Staatsangehorige eines anderen EU-Mitgliedstaates oder eines anderen Vertragsstaates des EWR-
Abkommens sind flir den Geltungsbereich dieses Gesetzes den d&sterreichischen Staatsbiirgern
gleichgestellt.

(2) Juristische Personen und sonstige rechtsfdhige Personengemeinschaften, die nach den
Rechtsvorschriften eines der im Abs. 1 genannten Staaten gegriindet wurden und ihren satzungsmalRigen
Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung in einem dieser Staaten haben, sind
Osterreichischen juristischen Personen bzw. sonstigen rechtsfahigen Personengemeinschaften
gleichgestellt, wenn der Rechtserwerb in Auslbung einer der folgenden Freiheiten erfolgt:

a) der Niederlassungsfreiheit nach Art. 49 AEUV bzw. nach Art. 31 des EWR-Abkommens,

b) des freien Dienstleistungsverkehrs nach Art. 56 AEUV bzw. nach Art. 36 des EWR-
Abkommens,

c) der Kapitalverkehrsfreiheit nach Art. 63 AEUV bzw. nach Art. 40 des EWR-Abkommens.

(3) Im Ubrigen sind natiirliche Personen sowie juristische Personen und sonstige rechtsfahige
Personengemeinschaften den Osterreichischen Staatsbiirgern und den &sterreichischen juristischen
Personen bzw. sonstigen rechtsfahigen Personengemeinschaften gleichgestellt, soweit sich dies in
sonstiger Weise aus dem Unionsrecht oder aus staatsvertraglichen Verpflichtungen, einschlieRlich solcher
aus Vertragen im Rahmen der europdischen Integration, ergibt.

(4) Der Nachweis, dass die Voraussetzungen nach Abs. 1, 2 oder 3 vorliegen, obliegt dem
Rechtserwerber.

2. Abschnitt
Rechtserwerbe an land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiicken

84
Genehmigungspflicht
(1) Der Genehmigung durch die Grundverkehrsbehtrde bedirfen Rechtsgeschéfte, die den Erwerb
eines der folgenden Rechte an land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiicken zum Gegenstand haben:
a) den Erwerb des Eigentums;

b) den Erwerb eines Baurechtes oder eines anderen Rechtes zur Errichtung eines Bauwerkes auf
fremdem Grund,;

c) den Erwerb eines FruchtnieBungsrechtes (§ 509 ABGB) oder eines Gebrauchsrechtes (§ 504
ABGB), insbesondere an einer Wohnung (§ 521 ABGB);

d) den Erwerb eines Bestandrechtes an einem landwirtschaftlichen Wohngeb&dude, wenn die
Bestanddauer mehr als funf Jahre betragt;

e) den Erwerb eines Bestandrechtes, wenn es in das Grundbuch eingetragen werden soll;

f) den Erwerb eines Bestandrechtes, wenn die in Bestand zu nehmende Grundflache mehr als drei
Hektar betragt und der Erwerber keinen land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaftet;
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g) die Uberlassung land- oder forstwirtschaftlicher Grundstiicke zu einer die Nutzung im Sinne des
8 2 Abs. 1 erster Satz ausschlieBenden oder zumindest wesentlich beeintrachtigenden Nutzung;

h) den Erwerb von Gesellschaftsanteilen an Gesellschaften mit beschrénkter Haftung und
eingetragenen Personengesellschaften oder von Genossenschaftsanteilen, wenn im Eigentum der
Gesellschaft oder Genossenschaft land- oder forstwirtschaftliche Grundstiicke stehen oder die
Gesellschaft oder Genossenschaft einen Anspruch auf Ubertragung des Eigentums an solchen
Grundstiicken hat. Ein derartiger Erwerb ist jedoch nur dann genehmigungspflichtig, wenn
1. die Gesellschaft oder Genossenschaft Uberwiegend auf dem Gebiet der Land- und

Forstwirtschaft tatig ist oder tatig werden soll oder

2. die Gesellschaft oder Genossenschaft Uberwiegend nicht auf dem Gebiet der Land- und
Forstwirtschaft tatig ist oder tatig werden soll, ihre land- und forstwirtschaftlichen
Grundstiicke aber zusammen eine Flache von mindestens 5.000 m2 aufweisen und einen
erheblichen Teil des Gesellschafts- oder Genossenschaftsvermdgens ausmachen,

und wenn mit dem Erwerb ein fiir die Ausiibung der Nutzungs- bzw. Verfugungsrechte an diesen
Grundstiicken maRRgeblicher Einfluss auf die Gesellschaft oder Genossenschaft verbunden ist.

(2) Der Genehmigung durch die Grundverkehrshehdrde bedirfen weiters

a) jede Teilung von landwirtschaftlichen Grundstiicken, sofern hierfir nicht bereits nach Abs. 1 die
Genehmigung erforderlich ist; dies gilt jedenfalls auch, wenn im Zug der Teilung kein
Rechtsgeschaft abgeschlossen wird,

b) die Einbringung land- oder forstwirtschaftlicher Grundstiicke als Sacheinlage in eine Gesellschaft
oder in eine Genossenschatft,

c¢) die Widmung land- oder forstwirtschaftlicher Grundstiicke als Vermdgen einer Privatstiftung
nach 8§ 4 des Privatstiftungsgesetzes, BGBI. Nr. 694/1993, zuletzt geéndert durch das Gesetz
BGBI. I Nr. 111/2010, oder die Zustiftung hinsichtlich derartiger Grundstlicke im Sinn des § 3
Abs. 4 dieses Gesetzes.

§5
Ausnahmen von der Genehmigungspflicht

In folgenden Fallen bedarf es nicht der Genehmigung nach § 4:

a) beim Rechtserwerb durch Erben oder Verméchtnisnehmer, die zum Kreis der gesetzlichen
Erben gehdren, sofern nicht von der Anordnung des Gesetzes oder des Erblassers oder von
den Bestimmungen des Erbvertrages durch besondere Ubereinkommen
(Erbteilungsuibereinkommen) abgegangen wird;

b) beim Erwerb des Eigentums aufgrund eines Erbteilungsiubereinkommens, wenn alle land- oder
forstwirtschaftlichen Grundstiicke des Erblassers oder dessen samtliche Miteigentumsanteile
an solchen Grundstiicken ungeteilt auf eine mit ihm in gerader Linie oder bis zum dritten Grad
der Seitenlinie verwandte Person oder den Ehegatten oder eingetragenen Partner tbergehen,
sowie beim damit im Zusammenhang stehenden Erwerb einer Dienstbarkeit der Wohnung fur
den Ehegatten oder eingetragenen Partner oder die Kinder des Erblassers;

¢) beim Rechtserwerb zwischen Ehegatten oder eingetragenen Partnern, zwischen Verwandten in
gerader Linie und bis zum dritten Grad der Seitenlinie oder zwischen Verschwdgerten in
gerader Linie, wenn der Ubergeber alle seine land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiicke
oder alle seine Miteigentumsanteile an solchen Grundstiicken ungeteilt in das Eigentum einer
Person Ubertragt oder ihr in Bestand gibt, sowie beim damit im Zusammenhang stehenden
Erwerb einer Dienstbarkeit der Wohnung fir den Ubergeber oder dessen Ehegatten oder
eingetragenen Partner oder Kinder;

d) beim Rechtserwerb an Grundstiicken oder Grundstiicksteilen mit einer Flache von hochstens
300 m2 sowie an Grundstiicken oder Grundstiicksteilen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit,
ihrer Lage oder ihrer geringen GroRe fiir die land- oder forstwirtschaftliche Nutzung im
Rahmen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes wirtschaftlich nicht von Bedeutung
sind, in allen Féllen jedoch nur dann, wenn das Grundstiick oder der Grundstiicksteil an ein
Grundstiick im Eigentum des Erwerbers unmittelbar angrenzt oder zumindest in der
unmittelbaren Nédhe zu diesem liegt und der bereits vorhandene Grundbesitz des Erwerbers in
diesem Bereich noch nicht unter Anwendung dieser Bestimmung Uber die Ausnahme von der
Genehmigungspflicht vergroRert wurde;

e) beim Rechtserwerb durch den Landeskulturfonds oder den Tiroler Bodenfonds, wenn der
Rechtserwerb der Erfullung der Aufgaben dieser Fonds dient;
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f) beim Rechtserwerb durch eine Gemeinde, wenn der Rechtserwerb unmittelbar oder mittelbar
zur Erflllung der der Gemeinde obliegenden Aufgaben benétigt wird und das betreffende
Grundstiick im Gebiet dieser Gemeinde liegt;

g) beim Rechtserwerb durch den Bund oder das Land Tirol, wenn der Rechtserwerb unmittelbar
der Erfiillung der dem Erwerber gesetzlich obliegenden Aufgaben dient.

86
Genehmigungsvoraussetzungen

(1) Die Genehmigung nach § 4 ist, soweit in den Abs. 2 bis 9 nichts anderes bestimmt ist, zu erteilen,
wenn der Rechtserwerb im o6ffentlichen Interesse der Erhaltung und Starkung eines lebensfahigen
Bauernstandes in Tirol den Grundsatzen

a) der Schaffung, Erhaltung oder Stérkung leistungsfahiger land- oder forstwirtschaftlicher
Betriebe,

b) der Schaffung, Erhaltung oder Stérkung eines wirtschaftlich gesunden land- oder
forstwirtschaftlichen Grundbesitzes und

c) der Aufrechterhaltung oder Herbeifiihrung einer nachhaltigen flachendeckenden Bewirtschaftung
der land- oder forstwirtschaftlichen Grundfléachen

nicht widerspricht.

(2) Rechtserwerbe an forstwirtschaftlichen Grundstiicken sind zu genehmigen, wenn hinsichtlich des
VerduRerers kein Widerspruch zu den im Abs. 1 lit. a und b genannten Grundsétzen besteht und die
nachhaltige ordnungsgemafe Bewirtschaftung der erworbenen Grundstucke gewahrleistet ist.

(3) Wenn kein Interessent im Sinn des 8 2 Abs. 6 vorhanden ist, sind Rechtserwerbe an einem
landwirtschaftlichen Grundstiick oder einem landwirtschaftlichen Betrieb durch eine Person, die nicht
Landwirt im Sinn des § 2 Abs. 5 ist, zu genehmigen, wenn hinsichtlich des VerduRerers kein Widerspruch
zu den im Abs. 1 lit.a und b genannten Grundsédtzen besteht und die nachhaltige ordnungsgemalie
Bewirtschaftung der erworbenen Grundstiicke gewahrleistet ist.

(4) Die Genehmigung fur den Erwerb des Eigentums an einem land- oder forstwirtschaftlichen
Grundstlck aufgrund eines Kaufvertrages ist zu erteilen, wenn der Verkauf aufgrund von Umsténden, die
ohne grobes Verschulden des Verkdufers eingetreten sind, insbesondere aufgrund von
Elementarereignissen, zur Vermeidung des génzlichen Verfalls eines land- oder forstwirtschaftlichen
Betriebes notwendig ist.

(5) Rechtserwerbe durch Erben oder Vermdchtnisnehmer, die nicht zum Kreis der gesetzlichen
Erben gehoren, sind zu genehmigen, es sei denn, dass die letztwillige Zuwendung in der Absicht erfolgt
ist, die Genehmigungsvoraussetzungen flr Rechtserwerbe durch Rechtsgeschéft unter Lebenden zu
umgehen.

(6) Rechtserwerbe an Grundstiicken oder Grundstiicksteilen, die der Erweiterung einer gewerblichen
oder industriellen Anlage oder einer Bergbauanlage dienen, sind zu genehmigen, wenn das Grundstiick
oder der Grundstlcksteil an ein Grundstick im Eigentum des Erwerbers unmittelbar angrenzt oder
zumindest in der unmittelbaren Nahe zu diesem liegt.

(7) Rechtserwerbe durch Personen, die land- oder forstwirtschaftliche Grundstiicke an eine
Gemeinde zur Erfillung von Aufgaben im Sinn des 8 5 lit. f verduRert haben, sind zu genehmigen, wenn
der Rechtserwerb in einem unmittelbaren Zusammenhang mit dieser VerduBerung steht und die zu
erwerbenden Ersatzgrundstiicke in einem angemessenen Verhdltnis zu den verduBerten Grundstlicken
stehen.

(8) Rechtserwerbe von weiteren Miteigentumsanteilen durch einen Miteigentlimer einer
Liegenschaft, zu der land- oder forstwirtschaftliche Grundstiicke gehéren, sind zu genehmigen, wenn

a) kein Widerspruch zu den im Abs. 1 lit. a und b genannten Grundsétzen besteht,

b) der Erwerber seinen Miteigentumsanteil genehmigungsfrei erworben hat und

c) kein Miteigentimer die im Miteigentum stehenden Grundsticke im Rahmen seines
landwirtschaftlichen Betriebes selbst ortsiblich bewirtschaftet oder wenn eine derartige
Bewirtschaftung zwar stattfindet, der betreffende Landwirt aber kein Interesse am Rechtserwerb
hat.

(9) Rechtserwerbe durch als gemeinniitzig anerkannte Bauvereinigungen sind zu genehmigen, wenn

a) der Rechtserwerb an einer Grundflache erfolgt, die nach ihrer GroRie, Lage und Beschaffenheit,
insbesondere auch nach 8§37 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016, fir Zwecke des
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gefoérderten Wohnbaus geeignet ist und auf die sich keine MalRnahme nach einem
Raumordnungsprogramm nach § 7 Abs. 2 lit. a des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 bezieht,

b) zu erwarten ist, dass die Grundflache spatestens anlésslich der néchstfolgenden Fortschreibung
des ortlichen Raumordnungskonzeptes fir Zwecke des geférderten Wohnbaus in die baulichen
Entwicklungsbereiche einbezogen wird und

c) eine rechtsverbindliche Vereinbarung des Rechtserwerbers mit der Gemeinde vorliegt, in der
dieser sich verpflichtet, die Grundflache innerhalb der Frist nach § 11 Abs. 2 lit. b fiir Zwecke
des geforderten Wohnbaus zu verwenden, wobei diese Frist mit dem Vorliegen der
entsprechenden Flachenwidmung zu laufen beginnt.

87
Besondere Versagungsgriinde

(1) Im Sinn der im § 6 Abs. 1 genannten Grundsatze ist die Genehmigung nach § 4 insbesondere
dann zu versagen, wenn

a) die seiner Beschaffenheit entsprechende nachhaltige ordnungsgemafRe Bewirtschaftung des
betreffenden land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiickes oder land- oder forstwirtschaftlichen
Betriebes nicht gewahrleistet ist,

b) die durch ein Agrarverfahren erzielte giinstige Agrarstruktur beeintrachtigt wird,

c) die Gegenleistung flr das zu erwerbende Recht den ortsuiblichen Preis oder Bestandzins oder das
sonstige ortsubliche Nutzungsentgelt um mehr als 30 v. H. ibersteigt,

d) der Erwerber eines landwirtschaftlichen Grundstiickes oder landwirtschaftlichen Betriebes nicht
Landwirt im Sinn des § 2 Abs. 5 ist und zumindest ein Interessent im Sinn des § 2 Abs. 6
vorhanden ist.

(2) Die Genehmigung fur die Teilung von landwirtschaftlichen Grundstiicken ist inshesondere zu
versagen, wenn dem geplanten Vorhaben erhebliche landeskulturelle Bedenken entgegenstehen,
insbesondere wenn unwirtschaftlich kleine Grundstiicke entstehen wirden.

§7a
Interessentenregelung

(1) Wenn der Erwerber nicht Landwirt im Sinn des § 2 Abs. 5 ist, hat die Grundverkehrsbehdrde der
Gemeinde, in deren Gebiet die den Gegenstand des Rechtsgeschaftes bildenden Grundstiicke liegen, eine
Kundmachung zu Gbermitteln, die jedenfalls folgende Angaben enthalten muss:

a) die Art des Rechtsgeschéftes,

b) den ortstiblichen Preis oder Bestandzins oder das sonstige ortsubliche Nutzungsentgelt fur das zu
erwerbende Recht,

c) die Bezeichnung des (der) den Gegenstand des Rechtsgeschéftes bildenden Grundstiickes(e)
durch Angabe von Grundstlicksnummer, Katastralgemeinde, Fldchenausmal? und Beniitzungsart,

d) die Anmeldefrist,

e) den Hinweis, dass innerhalb der Anmeldefrist jede Person bei der Grundverkehrsbehérde ihr
Interesse am Erwerb des (der) Grundstiickes(e), das (die) den Gegenstand des Rechtsgeschaftes
bildet(en), schriftlich oder niederschriftlich anmelden kann.

Der Birgermeister hat die Kundmachung unverzuglich an der Amtstafel der Gemeinde anzuschlagen.

(2) Die Anmeldefrist betrégt vier Wochen und beginnt mit dem Anschlag der Kundmachung an der
Amtstafel der Gemeinde. Nach dem Ablauf von vier Wochen hat die Gemeinde die mit dem
Anschlagsvermerk versehene Kundmachung der Grundverkehrsbehérde zu Ubermitteln.

(3) Die Grundverkehrsbehérde hat die Kundmachung gleichzeitig mit der Ubermittlung nach Abs. 1
an der Amtstafel der Bezirksverwaltungsbehdrde anzuschlagen sowie dem Obmann der
Bezirkslandwirtschaftskammer zur Kenntnis zu bringen.

(4) Gleichzeitig mit der Anmeldung sind die Voraussetzungen fir die Interessenteneigenschaft im
Sinn des 82 Abs. 6 glaubhaft zu machen und ist die verbindliche Erklarung abzugeben, sich zur
Bezahlung des ortsublichen Preises, Bestandzinses oder Nutzungsentgelts zu verpflichten, sowie
anzugeben, wodurch die Bezahlung des ortsiiblichen Preises, Bestandzinses oder Nutzungsentgelts und
die Erfullung sonstiger ortsiiblicher, fir den Ver&uBerer nach objektiven MaRstdben notwendiger
rechtsgeschéftlicher Bedingungen gewéhrleistet ist. Wenn der Interessent noch nicht Landwirt im Sinn
des § 2 Abs. 5 lit. a ist, muss die Anmeldung auch die Angaben und Nachweise nach § 2 Abs. 5 lit. b
umfassen. Mit der fristgerechten Anmeldung erlangt der Interessent die Stellung einer Partei gemaR § 8
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AVG im weiteren Verfahren. Die Anmeldung hat die Wirkung eines verbindlichen Angebotes gegeniiber
dem VerauBerer bis zum Ablauf von vier Wochen nach dem Eintritt der Rechtskraft der die Genehmigung
des vorliegenden Rechtsgeschéftes versagenden grundverkehrsbehérdlichen Entscheidung.

(5) Einem Landwirt im Sinn des §2 Abs.5 lit.a ist die Interessenteneigenschaft nur dann
zuzuerkennen, wenn sein Betrieb im selben Gemeindegebiet wie das (die) Grundstiick(e), an dessen
(deren) Erwerb er interessiert ist, liegt oder die Entfernung zwischen seinem Betrieb und diesem (diesen)
Grundstlick(en) nicht groBer ist, als es im Hinblick auf die jeweilige Nutzungsart dieses (dieser)
Grundstlickes (Grundstiicke) betriebswirtschaftlich vertretbar ist.

(6) Der ortslibliche Preis oder Bestandzins oder das sonstige ortsibliche Nutzungsentgelt ist von der
Grundverkehrsbehdrde auf der Grundlage des Liegenschaftsbewertungsgesetzes, BGBI. Nr. 150/1992, zu
ermitteln.

(7) Eine Entscheidung, mit der die Genehmigung nach § 7 Abs. 1 lit. d versagt wird, ist dem
Obmann der Bezirkslandwirtschaftskammer zur Kenntnis zu bringen.

(8) Die Abs. 1 bis 6 und § 7 Abs. 1 lit. d gelten nicht fir Rechtserwerbe

a) aufgrund von Tauschvertragen, sofern samtliche Tauschflachen land- oder forstwirtschaftliche
Grundstiicke und objektiv wertgleich sind, oder aufgrund von Realteilungsvertragen,

b) nach § 4 Abs. 1 lit. b, cund d,

c) die gemé&R § 6 Abs. 2 bzw. § 6 Abs. 4 bis 8 zu genehmigen sind,

d) aufgrund einer Zwangsversteigerung bzw. einer erneuten Versteigerung nach § 20,

e) die allein fir den Zweck erfolgen, ein landwirtschaftliches Grundstiick oder einen
landwirtschaftlichen Betrieb ungeteilt in eine juristische Person oder -eingetragene
Personengesellschaft einzubringen, die vom bisherigen Rechtsinhaber beherrscht wird oder
deren Begunstigter er ist,

f) an landwirtschaftlichen Grundstiicken, die in den letzten zehn Jahren im Rahmen desselben
landwirtschaftlichen Betriebes mitbewirtschaftet wurden und flr den Betrieb des P&chters von
wesentlicher Bedeutung sind, sofern die pachtweise Bewirtschaftung durch den Landwirt, der
diese Grundstiicke zuletzt bewirtschaftet hat, weiterhin fur die Dauer von mindestens zehn
Jahren gewéhrleistet ist,

g) an demselben landwirtschaftlichen Grundstiick und mit demselben Erwerber, denen bereits
einmal nach § 7 Abs. 1 lit. d die Genehmigung versagt wurde, wenn ein Rechtserwerb mit
einem Landwirt, der sich im Sinn des Abs. 1 angemeldet hatte und dem die
Interessenteneigenschaft zuerkannt worden war, aus Grinden, die von diesem Landwirt zu
vertreten sind, nicht zustande gekommen ist,

h) hinsichtlich des Eigentums an einem landwirtschaftlichen Grundstick oder einem
landwirtschaftlichen Betrieb aufgrund eines Erbteilungsiibereinkommens durch mit dem
Erblasser in gerader Linie oder bis zum dritten Grad der Seitenlinie verwandte Personen oder
durch den Ehegatten oder eingetragenen Partner des Erblassers,

i) an einem landwirtschaftlichen Grundstiick oder einem landwirtschaftlichen Betrieb zwischen
Ehegatten oder eingetragenen Partnern, zwischen Verwandten in gerader Linie und bis zum
dritten Grad der Seitenlinie oder zwischen Verschwégerten in gerader Linie.

(9) Grundsticke sind von wesentlicher Bedeutung fur einen Betrieb im Sinn des Abs. 8 lit. f, wenn
diese eine Flache von mindestens 2 ha umfassen und — Almfl&chen nicht mit eingerechnet — mehr als ein
Drittel jener landwirtschaftlichen Flachen darstellen, die der Landwirt im Rahmen seines
landwirtschaftlichen Betriebes zuletzt bewirtschaftet hat, und der Landwirt Oberdies erkldrt, das
Grundstiick (die Grundstlicke) auch kinftig im Rahmen seines landwirtschaftlichen Betriebes
bewirtschaften zu wollen.

§8
Auflagen
(1) Zur Sicherung der Voraussetzungen nach § 6 Abs. 1, 2, 3 und 6 kann die Genehmigung nach § 4
mit Auflagen erteilt werden. Insbesondere kann vorgeschrieben werden, daf3
a) der Erwerber

1. sofern er Eigentiimer eines geschlossenen Hofes ist, das erworbene Grundstiick mit seinem
geschlossenen Hof vereinigen muf,

2. die Neubildung eines geschlossenen Hofes beantragen mufB, wenn er Eigentumer von
walzenden Grundstiicken ist, die nach ihrem Ausmall und ihrer Ertragsfahigkeit die
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Voraussetzungen fur die Neubildung eines geschlossenen Hofes erfiillen oder durch den
Rechtserwerb erlangen,

3. das erworbene Grundstlick dem der Genehmigung zugrunde liegenden Verwendungszweck
zuflihren mug,

4. die erworbenen Grundstiicke der ordnungsgeméRen land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung
nicht dauerhaft entziehen darf;

b) die Vertragsparteien bei Rechtserwerben, in deren Folge ein Grundstiick voriibergehend der land-
oder forstwirtschaftlichen Nutzung entzogen werden soll, durch entsprechende Vorkehrungen
sicherstellen mussen, dafll dieses Grundstiick nach der voriibergehenden Zweckentfremdung
wieder der land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung zugefiihrt wird.

(2) Fur die Erfullung einer Auflage nach Abs. 1 ist eine angemessene Frist festzusetzen. Weiters
kann zur Sicherung der Erfullung einer solchen Auflage eine Kaution in einer der wirtschaftlichen
Bedeutung des Rechtserwerbes im Hinblick auf die Verwendung des Grundstiickes angemessenen Hdhe,
héchstens jedoch in der Hohe von einem Drittel der Gegenleistung oder des hdheren Wertes des
Gegenstandes des Rechtserwerbes, vorgeschrieben werden. Die Kaution verféllt zugunsten des
Landeskulturfonds, wenn der Rechtserwerber die Auflage schuldhaft nicht erfillt. Den Eintritt des
Verfalls hat die Grundverkehrsbehérde mit Bescheid festzustellen. Die Kaution wird frei, sobald die
Auflage erflllt ist oder wenn die Auflage nach Abs. 3 aufgehoben wird.

(3) Die Grundverkehrsbehorde kann eine Auflage mit Bescheid aufheben, wenn deren Durchsetzung

fir den Verpflichteten aufgrund von Umstédnden, die ohne sein Verschulden eingetreten sind, eine
unbillige Harte bedeuten wiirde.

3. Abschnitt
Rechtserwerbe an unbebauten Baugrundstiicken

89
Erklarungspflicht

(1) Rechtsgeschafte, die den Erwerb eines der folgenden Rechte an unbebauten Baugrundstiicken
und an Grundstiicken, die innerhalb der im 6rtlichen Raumordnungskonzept nach § 31 Abs. 1 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2016 zur Befriedigung des Wohnbedarfes und fir Zwecke der Wirtschaft
vorgesehenen Bereiche liegen, zum Gegenstand haben, bedirfen einer Erklarung nach 8 11 Abs. 1:

a) den Erwerb des Eigentums;

b) den Erwerb eines Baurechtes oder eines anderen Rechtes zur Errichtung eines Bauwerkes auf

fremdem Grund;

c) den Erwerb eines FruchtnieBungsrechtes (§ 509 ABGB) oder eines Gebrauchsrechtes (§ 504
ABGB);

d) den Erwerb eines Bestandrechtes, wenn es in das Grundbuch eingetragen werden soll;

e) die sonstige Uberlassung der Benutzung von unbebauten Baugrundstiicken, sofern dadurch dem
Benliitzer eine ahnliche rechtliche oder tatsachliche Stellung eingerdumt werden soll wie aufgrund
eines Rechtserwerbes nach lit. a bis d;

f) den Erwerb von Gesellschaftsanteilen an Gesellschaften mit beschrénkter Haftung und
eingetragenen  Personengesellschaften, wenn im Eigentum der Gesellschaft unbebaute
Baugrundstiicke stehen oder die Gesellschaft einen Anspruch auf Ubertragung des Eigentums an
solchen Grundstlicken hat und mit dem Erwerb ein fur die Austbung der Nutzungs- bzw.
Verfligungsrechte an diesen Grundstiicken mafgeblicher Einfluss auf die Gesellschaft verbunden
ist.

(2) Weiters bedarf jeder origindre Erwerb des Eigentums an Grundstiicken nach Abs. 1 einer
Erklarung nach § 11 Abs. 1.

§10
Ausnahmen von der Erklarungspflicht

Bei folgenden Rechtserwerben an einem unbebauten Baugrundstiick bedarf es keiner Erkl&rung nach
§ 11 Abs. 1:

a) beim Rechtserwerb durch Erben oder Verméchtnisnehmer, die zum Kreis der gesetzlichen Erben
gehdren, sofern nicht von der Anordnung des Gesetzes oder des Erblassers oder von den
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Bestimmungen des Erbvertrages durch besondere Ubereinkommen (Erbteilungsiibereinkommen)
abgegangen wird;

b) beim Rechtserwerb zwischen Ehegatten oder eingetragenen Partnern, zwischen Verwandten in
gerader Linie und bis zum dritten Grad der Seitenlinie oder zwischen Verschwégerten in gerader
Linie und bis zum dritten Grad der Seitenlinie, wenn es sich um ein erklarungsfrei erworbenes
Grundstiick handelt oder der Rechtserwerb innerhalb der Frist nach § 11 Abs. 2 erfolgt;

c) beim Rechtserwerb nach rechtskraftiger Scheidung, Nichtigerklarung oder Aufhebung einer Ehe
oder nach rechtskréftiger Auflésung oder Nichtigerklarung einer eingetragenen Partnerschaft
zwischen den friiheren Ehegatten bzw. friiheren eingetragenen Partnern im Zug der Aufteilung
des ehelichen bzw. partnerschaftlichen Vermdgens;

d) beim Rechtserwerb durch einen Miteigentiimer im Zuge der Aufhebung der Gemeinschaft nach
8830 ABGB oder bei einer Verdnderung der Miteigentumsanteile bei aufrecht bleibender
Miteigentlimergemeinschaft.

§11
Inhalt der Erklarung, Frist fur die Bebauung

(1) Beim Rechtserwerb an einem Grundstiick nach 8 9 Abs. 1 hat der Rechtserwerber zu erklaren,
dass das Grundstiick innerhalb der Frist nach Abs.2 dem der Flachenwidmung entsprechenden
Verwendungszweck zugefiihrt, insbesondere bebaut, werden soll, es sei denn, dass das Grundstiick
aufgrund seiner GrolRe, Form oder Lage einer geordneten Bebauung nicht zuganglich ist.

(2) Ein unbebautes Baugrundstiick ist innerhalb folgender Fristen dem der Flachenwidmung
entsprechenden Verwendungszweck zuzufiihren:

a) wenn der Rechtserwerb an einem unbebauten Baugrundstiick im Gewerbe- und Industriegebiet
im Sinn des §39 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 oder in jenen Teilen von
Mischgebieten, fir die eine Festlegung nach 840 Abs.6 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2016 vorliegt, zum Zweck der Erweiterung einer gewerblichen oder
industriellen Anlage erfolgt und das Grundstlck hierfiir geeignet ist, eine hierfir angemessene
Flache aufweist und an ein Grundstiick im Eigentum des Erwerbers unmittelbar angrenzt oder
zumindest in der unmittelbaren Néhe zu diesem liegt, innerhalb von 20 Jahren,
b) in allen anderen Fallen innerhalb von zehn Jahren.
Die Fristen nach lit.a und b beginnen ab dem Eingang der Anzeige nach § 23 Abs.1 bei der
Grundverkehrshehdrde zu laufen, im Fall des Rechtserwerbs an Grundstiicken, die innerhalb der im
ortlichen Raumordnungskonzept nach 831 Abs.1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 zur
Befriedigung des Wohnbedarfes und fiir Zwecke der Wirtschaft vorgesehenen Bereiche liegen, jedoch
erst mit dem Vorliegen der entsprechenden Flachenwidmung. Zeitrdume, in denen es aufgrund
raumordnungsrechtlicher Bestimmungen nicht zuléssig ist, das Grundstiick dem der Flachenwidmung
entsprechenden Verwendungszweck zuzufuhren, sind in diese Fristen nicht einzurechnen. Ist das
Grundstlick nach der entsprechenden Flachenwidmung mit einem Gebédude zu bebauen, so gilt die
Errichtung eines Gebdudes von untergeordneter Bedeutung im Sinn des § 2 Abs. 3 zweiter Satz nicht als
Bebauung.

(3) Wird ein unbebautes Baugrundstiick nicht innerhalb der Frist nach Abs.2 dem der
Flachenwidmung entsprechenden Verwendungszweck zugefiihrt, insbesondere bebaut, oder entgegen
einer Vereinbarung nach § 6 Abs. 9 lit. ¢ nicht innerhalb der Frist nach Abs. 2 lit. b ab dem Vorliegen der
entsprechenden Flachenwidmung fir Zwecke des gefdrderten Wohnbaus verwendet, so hat die
Grundverkehrshbehorde dies mit schriftlichem Bescheid festzustellen. Nach dem Eintritt der Rechtskraft
dieser Entscheidung ist das Grundstick auf Antrag der fur das Land Tirol einschreitenden
Grundverkehrsbehtérde vom Gericht in sinngeméaRer Anwendung des § 352 der Exekutionsordnung zu
versteigern. Der Verpflichtete ist vom Bieten ausgeschlossen. Die Grundverkehrshehdrde kann vom
Antrag auf Versteigerung absehen, wenn der Verlust des Eigentums flr den Verpflichteten aufgrund von
Umstanden, die ohne sein Verschulden eingetreten sind, eine unbillige Hérte bedeuten wirde.
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4. Abschnitt
Rechtserwerbe an Grundstticken durch Auslander

§12
Genehmigungspflicht, Ausnahmen von der Genehmigungspflicht

(1) Der Genehmigung durch die Grundverkehrsbehérde bedirfen Rechtsgeschéfte und
Rechtsvorgange, die den Erwerb eines der folgenden Rechte durch Auslander zum Gegenstand haben:

a) den Erwerb von Rechten an Baugrundstiicken:
1. den Erwerb des Eigentums;

2. den Erwerb eines Baurechtes oder eines anderen Rechtes zur Errichtung eines Bauwerkes auf
fremdem Grund;

3. den Erwerb eines FruchtnieBungsrechtes (8 509 ABGB) oder eines Gebrauchsrechtes (§ 504
ABGB), inshesondere an einer Wohnung (§ 521 ABGB);

4. den Erwerb eines Bestandrechtes, wenn es in das Grundbuch eingetragen werden soll;

5. den Erwerb eines befristeten Bestandrechtes, dessen Bestanddauer mehr als zehn Jahre betragt
und das nicht unter § 1 Abs. 2 Z 1, 1a und 2 des Mietrechtsgesetzes, BGBI. Nr. 520/1981,
zuletzt gedndert durch das Gesetz BGBI. | Nr.100/2014, fallt; fur die Berechnung der
Bestanddauer sind die in einem tatsachlichen und zeitlichen Zusammenhang stehenden
Bestandzeiten verschiedener Vertrdge zwischen den selben Vertragsparteien oder zwischen
einer Vertragspartei und einem mit der anderen friiheren Vertragspartei im gemeinsamen
Haushalt lebenden Familienangehdrigen zusammenzurechnen;

6. die sonstige Uberlassung der Benutzung von Baugrundstiicken, sofern dadurch dem Beniitzer
eine ahnliche rechtliche oder tatsachliche Stellung eingerdumt werden soll wie aufgrund eines
Rechtserwerbes nach Z 1 bis 5;

7.den Erwerb von Gesellschaftsanteilen an Gesellschaften mit beschréankter Haftung und
eingetragenen Personengesellschaften, wenn im Eigentum der Gesellschaft Baugrundstiicke
stehen oder die Gesellschaft einen Anspruch auf Ubertragung des Eigentums an solchen
Grundstiicken hat und mit dem Erwerb ein fir die Ausibung der Nutzungs- bzw.
Verflgungsrechte an diesen Grundsticken malgeblicher Einfluss auf die Gesellschaft
verbunden ist.

b) den Erwerb von Rechten im Sinn des 8§ 4 an land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiicken oder
an sonstigen Grundstticken.

(2) In folgenden Féllen bedarf es nicht der Genehmigung nach Abs. 1:

a) beim Rechtserwerb durch Erben oder Verméchtnisnehmer, die zum Kreis der gesetzlichen Erben
gehoren, sofern nicht von der Anordnung des Gesetzes oder des Erblassers oder von den
Bestimmungen des Erbvertrages durch besondere Ubereinkommen (Erbteilungsiibereinkommen)
abgegangen wird;

b) beim Rechtserwerb nach rechtskraftiger Scheidung, Nichtigerklarung oder Aufhebung einer Ehe
oder nach rechtskréftiger Auflésung oder Nichtigerklarung einer eingetragenen Partnerschaft
zwischen den friheren Ehegatten bzw. friiheren eingetragenen Partnern im Zug der Aufteilung
des ehelichen bzw. partnerschaftlichen Vermdgens.

8§13
Genehmigungsvoraussetzungen

(1) Die Genehmigung nach § 12 Abs. 1 darf nur erteilt werden, wenn

a) bei Rechtserwerben an land- oder forstwirtschaftlichen Grundstlicken die Voraussetzungen nach
dem 2. Abschnitt vorliegen,

b) bei Rechtserwerben an unbebauten Baugrundsticken die nach § 11 Abs. 1 erforderliche
Erklarung vorliegt,

c) in allen Féllen der Rechtserwerb staatspolitischen Interessen nicht widerspricht und ein
offentliches Interesse am Rechtserwerb durch den Ausléander, insbesondere in wirtschaftlicher,
kultureller oder sozialer Hinsicht, besteht.

(2) Zur Sicherung der Voraussetzungen nach Abs. 1 kann die Genehmigung mit Auflagen erteilt
werden. Weiters kann zur Sicherung der Erflillung einer solchen Auflage eine Kaution in einer der
wirtschaftlichen Bedeutung des Rechtserwerbes im Hinblick auf die Verwendung des Grundstiickes
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angemessenen Hohe, hochstens jedoch in der Hohe der Gegenleistung oder des hdheren Wertes des
Gegenstandes des Rechtserwerbes, vorgeschrieben werden. Die Kaution verféllt bei Rechtserwerben an
land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiicken zugunsten des Landeskulturfonds, bei Rechtserwerben an
sonstigen Grundstiicken zugunsten des Tiroler Bodenfonds, wenn der Rechtserwerber die Auflage
schuldhaft nicht erfullt. Den Eintritt des Verfalls hat die Grundverkehrsbehérde mit Bescheid
festzustellen. Die Kaution wird frei, sobald die Auflage erfullt ist oder wenn sie aufgehoben wird. 8§ 8
Abs. 3 ist anzuwenden.

6. Abschnitt
Rechtserwerbe von Todes wegen

8§15
Gesetzliche Erben

Stellt das Verlassenschaftsgericht aufgrund der ihm zur Verfiigung stehenden Unterlagen fest, dass
ein Erbe, der durch die Einantwortung ein zum Nachlass gehdrendes Grundstiick oder Recht an einem
Grundstiick erwirbt, oder ein Vermé&chtnisnehmer, dem ein Grundstiick oder ein Recht an einem
Grundstiick vermacht ist, zum Kreis der gesetzlichen Erben gehort, so hat es dies im
Einantwortungsbeschluss nach § 178 des AuRerstreitgesetzes bzw. in der Amtsbestatigung nach § 186
Abs. 1 des AuBerstreitgesetzes festzuhalten. Ist dies nicht der Fall, so gelten fiir den Erben die 8§ 16 und
17 sowie die Bestimmungen des 2., 3., 4. und 8. Abschnittes.

§ 16
Einantwortung, Verbicherung

(1) Ein Erbe, der durch Einantwortung ein zum Nachlass gehdrendes Grundstiick oder Recht an
einem Grundstiick erwirbt, hat binnen sechs Monaten ab Rechtskraft der Einantwortung

a) dem Verlassenschaftsgericht die Entscheidung Uber die Feststellung, dass der Rechtserwerb
keiner grundverkehrsbehordlichen Genehmigung bedarf (8 24 Abs. 1), oder die Entscheidung
Uber die Erteilung der grundverkehrsbehordlichen Genehmigung fir den Rechtserwerb (§ 25
Abs. 1) oder die grundverkehrsbehdrdliche Bestatigung, dass der Rechtserwerb nicht der
Erklarungspflicht unterliegt (8 25a Abs. 1), oder die grundverkehrsbehdrdliche Bestatigung des
Eingangs der Anzeige des Rechtserwerbes (8 25a Abs. 2) vorzulegen oder

b) das Grundstuck oder das Recht an einem Grundstlck durch Vertrag einem anderen zu uberlassen
und dem Verlassenschaftsgericht eine verbiicherungsfahige Ausfertigung des Vertrages sowie die
entsprechende Entscheidung nach §24 Abs.1 oder 825 Abs.1 oder die entsprechende
Bestatigung nach §25a Abs. 1 oder 2 hinsichtlich des Rechtserwerbes durch den anderen
vorzulegen.

(2) Ist sechs Monate nach Rechtskraft der Einantwortung das Verfahren Uber den nach § 23
angezeigten Rechtserwerb noch vor der Grundverkehrsbehdrde anhéngig, so endet die Frist zur Vorlage
der im Abs. 1 genannten Entscheidungen oder Bestétigungen nicht vor dem Ablauf eines Monats ab dem
rechtskraftigen Abschluss dieses Verfahrens.

(3) Werden die im Abs. 1 genannten Entscheidungen oder Bestatigungen fristgerecht vorgelegt, so
ist § 182 Abs. 2 des AuBerstreitgesetzes mit der MaRgabe anzuwenden, dass die Frist fur die
Antragstellung auf Eintragung in das Grundbuch erst mit der Vorlage der Entscheidung oder der
Bestatigung zu laufen beginnt.

§17
Versteigerung

(1) Hat der Erbe binnen sechs Monaten ab Rechtskraft der Einantwortung eine Urkunde im Sinne
des 816 Abs.1 nicht vorgelegt, so hat das Verlassenschaftsgericht dies der Grundverkehrsbehdrde
mitzuteilen.

(2) Ist bei Einlangen dieser Mitteilung ein Verfahren im Sinn des § 16 Abs. 2 nicht anhéngig, so ist
das Grundstiick auf Antrag der fir das Land Tirol einschreitenden Grundverkehrsbehdrde vom Gericht in
sinngeméRer Anwendung des § 352 der Exekutionsordnung zu versteigern.

(3) Ist bei Einlangen der Mitteilung nach Abs. 1 ein Verfahren im Sinne des § 16 Abs. 2 anhéngig,
so hat die Grundverkehrsbehdrde dies dem Verlassenschaftsgericht mitzuteilen, und es ist der
rechtskraftige Abschlul? des Verfahrens abzuwarten.
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(4) Endet das Verfahren mit einer Entscheidung im Sinne des §16 Abs.1, so hat die
Grundverkehrsbehdrde dies dem Verlassenschaftsgericht mitzuteilen.

(5) Endet das Verfahren mit einer rechtskraftigen Entscheidung, durch die dem Rechtserwerb durch
den Erben oder den anderen im Sinne des 8 16 Abs. 1 lit. b die grundverkehrshehérdliche Genehmigung
oder Bestétigung versagt wird, so ist das Grundstlick nach Abs. 2 zu versteigern.

(6) Ein nach Abs. 2 oder 5 durchzufiithrendes Versteigerungsverfahren ist auf Antrag des Erben oder
des anderen im Sinne des §16 Abs.1 lit. b nach Bezahlung der aufgelaufenen Exekutionskosten
einzustellen (8§ 39 der Exekutionsordnung), wenn dem Gericht eine der im § 16 Abs. 1 genannten
Urkunden vorgelegt wird.

7. Abschnitt
Zwangsversteigerung

§18
Verstandigung der Grundverkehrsbehérde

(1) Das Exekutionsgericht hat die Beschliisse, mit denen die Zwangsversteigerung bewilligt oder die
Exekution aufgeschoben oder eingestellt wird, der Grundverkehrsbehdrde zuzustellen. Diese ist zur
Befundaufnahme und Beschreibung der Liegenschaft nach § 141 Abs. 3 der Exekutionsordnung zu laden.

(2) Die Grundverkehrsbehdrde ist weiters vom Ergebnis der Schatzung und von der Erteilung des
Zuschlags nach § 19 Abs. 1 zu verstandigen.

§19
Verfahren bei der Zuschlagserteilung

(1) Das Exekutionsgericht hat den Zuschlag unter dem Vorbehalt zu erteilen, dass dieser erst nach
dem Vorliegen der erforderlichen Entscheidung nach § 24 Abs. 1 oder § 25 Abs. 1 oder der erforderlichen
Bestétigung nach § 25a Abs. 1 oder 2 rechtswirksam wird. Der Meistbietende ist sodann aufzufordern,
binnen einer angemessen festzusetzenden Frist den Rechtserwerb nach § 23 der Grundverkehrsbehdrde
anzuzeigen. Bei der Versteigerung land- oder forstwirtschaftlicher Grundstucke hat die
Grundverkehrsbehorde die erforderliche Genehmigung fir den Zuschlag zu erteilen, wenn die
Voraussetzungen nach 8 6 Abs. 1 lit. ¢ vorliegen und kein Versagungsgrund nach 8 7 Abs. 1 lit. a, b oder
c vorliegt.

(2) Liegt die entsprechende Entscheidung oder die entsprechende Bestatigung vor oder kommt dem
Exekutionsgericht binnen vier Monaten nach dem Einlangen der Anzeige nach 8§23 bei der
Grundverkehrsbehorde keine Erledigung dieser Behdrde zu, so ist der Beschluss tber die Erteilung des
Zuschlages fur wirksam zu erkléren, auszufertigen und zu verlautbaren.

(3) Wird der Rechtserwerb nicht fristgerecht nach § 23 angezeigt oder kommt dem
Exekutionsgericht innerhalb der im Abs. 2 genannten Frist die Entscheidung Uber die Versagung der
grundverkehrsbehordlichen Genehmigung oder Bestatigung zu und wird dieser rechtskréftig, so hat das
Exekutionsgericht auf Antrag eine erneute Versteigerung anzuordnen.

(4) Die Grundverkehrsbehdrde hat dem Exekutionsgericht das Einlangen der Anzeige nach § 23
unverziglich mitzuteilen. Nach dem Ablauf von vier Monaten nach dem Einlangen der Anzeige nach §
23 ist die Versagung der grundverkehrsbehérdlichen Genehmigung oder Bestatigung nicht mehr zulassig.

§ 20
Erneute Versteigerung

(1) Zwischen der Bekanntmachung des neuen Versteigerungstermines und der Versteigerung muss
ein Zeitraum von mindestens 18 Wochen liegen.

(2) Im neuen Versteigerungstermin diirfen als Bieter nur Personen zugelassen werden, die die
Bieterbewilligung oder die Bestatigung Uber die Abgabe der Erklarung nach § 11 Abs. 1 oder die
Bestatigung, dass der Rechtserwerb nicht der Erklarungspflicht unterliegt, oder die Bestatigung nach
Abs. 3 letzter Satz oder Abs. 4 letzter Satz vorweisen. Im Falle des Zuschlages an eine solche Person
bedarf es keiner grundverkehrsbehdrdlichen Genehmigung oder Bestatigung mehr.

(3) Die Grundverkehrsbehdrde hat im Fall der Versteigerung eines land- oder forstwirtschaftlichen
Grundstiickes oder Betriebes oder im Fall von Ausléndern als Bieter die Bieterbewilligung jenen
Personen zu erteilen, die binnen drei Wochen nach der Bekanntmachung des neuen
Versteigerungstermins um die Erteilung dieser Bewilligung ansuchen, sofern die Ubertragung des
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Eigentums an sie den Bestimmungen des 2. Abschnittes bzw. des 4. Abschnittes nicht widerspréache.
Diese Feststellung ist in den Spruch des Bewilligungsbescheides ausdriicklich aufzunehmen. Die
Bewilligung kann mit Auflagen nach § 8 erteilt werden. Dem Ansuchen sind die zur Beurteilung des
Vorliegens der Voraussetzungen fiir die Erteilung der Bieterbewilligung erforderlichen Angaben sowie
die zum Nachweis der Richtigkeit dieser Angaben erforderlichen Unterlagen in sinngeméfer Anwendung
des 8§23 Abs.2 und 3 anzuschlieBen. Die Grundverkehrshehdrde hat tber ein solches Ansuchen
unverziglich, spétestens jedoch binnen sechs Wochen nach der Bekanntmachung des neuen
Versteigerungstermins zu entscheiden. Sie hat weiters eine allfallige Beschwerde binnen einer Woche
nach ihrer Einbringung dem Landesverwaltungsgericht vorzulegen, das dariiber binnen sieben Wochen zu
entscheiden hat. Wird von der Grundverkehrsbehdrde innerhalb der sechswodchigen Frist oder vom
Landesverwaltungsgericht innerhalb der siebenwdchigen Frist keine Entscheidung getroffen, so gilt die
Bewilligung als erteilt. Hierliber hat die Grundverkehrsbehdrde dem Bewilligungswerber auf Verlangen
eine Bestétigung auszustellen.

(4) Die Grundverkehrsbehdrde hat im Fall der Versteigerung eines unbebauten Baugrundstiickes
jenen Personen, die ihr gegenuber binnen drei Wochen nach der Bekanntmachung des neuen
Versteigerungstermins die Erklarung nach 8 11 Abs. 1 abgeben, eine Bestitigung Uber deren Eingang
oder, falls der Rechtserwerb durch den Bieter nach § 10 oder nach § 11 Abs. 1 von der Erklarungspflicht
ausgenommen wadre, die Bestatigung, dass der Rechtserwerb nicht der Erklarungspflicht unterliegt,
auszustellen. Die Grundverkehrsbehdrde hat in sinngeméaRer Anwendung des 8 25a unverziglich,
spatestens jedoch binnen sechs Wochen nach der Bekanntmachung des neuen Versteigerungstermins die
genannten Bestatigungen auszustellen oder mit Bescheid deren Ausstellung zu versagen. Sie hat weiters
eine allfallige Beschwerde gegen einen Versagungsbescheid binnen einer Woche nach ihrer Einbringung
dem Landesverwaltungsgericht vorzulegen, das daruber binnen sieben Wochen zu entscheiden hat. Wird
von der Grundverkehrsbehtrde innerhalb der sechswochigen Frist oder vom Landesverwaltungsgericht
innerhalb der siebenwdchigen Frist keine Entscheidung getroffen, so gilt die Abgabe der Erklarung nach
811 Abs.1 als bestdtigt. Hierliber hat die Grundverkehrsbehtrde dem Bieter auf Verlangen eine
Bestatigung auszustellen.

(5) Treten innerhalb von drei Wochen nach der Bekanntmachung des neuen Versteigerungstermins
bei der Grundverkehrsbehdrde keine Bewerber um eine Bieterbewilligung nach Abs. 3 oder um eine
Bestatigung nach Abs. 4 auf, so hat die Grundverkehrsbehdrde dies unverziiglich dem Exekutionsgericht
mitzuteilen. Das Exekutionsgericht hat sodann den neuen Versteigerungstermin abzuberaumen.

(6) Bei der erneuten Versteigerung richtet sich das geringste Gebot nach § 151 Abs. 1 der
Exekutionsordnung, soweit nicht Abs. 8 anzuwenden ist.

(7) Im Falle des Abs. 5 oder wenn im erneuten Versteigerungstermin keine Bieter auftreten oder
keine giiltigen Anbote abgegeben wurden, hat das Exekutionsgericht den Beschluss tber die Erteilung des
Zuschlages an den Meistbietenden des ersten Versteigerungstermins fir wirksam zu erkléren,
auszufertigen und zu verlautbaren sowie die Grundverkehrsbehérde hievon zu verstéandigen.

(8) Wird eine erneute Versteigerung erforderlich, weil der Meistbietende der ersten Versteigerung
den Rechtserwerb nicht fristgerecht nach §23 angezeigt hat, so sind die Bestimmungen der
Exekutionsordnung Uber die Wiederversteigerung anzuwenden.

§21
Verfahren bei Uberboten

(1) Vor der Verstandigung des Erstehers von einem Uberbot hat das Exekutionsgericht den
Uberbieter aufzufordern, binnen einer angemessen festzusetzenden Frist den Rechtserwerb nach § 23 der
Grundverkehrsbehdrde anzuzeigen.

(2) Das Exekutionsgericht hat das Uberbot dem weiteren Verfahren zugrunde zu legen, wenn die
entsprechende Entscheidung nach § 24 Abs. 1 oder § 25 Abs. 1 oder die entsprechende Bestatigung nach
8 25a Abs. 1 oder 2 vorliegt oder wenn dem Exekutionsgericht binnen vier Monaten nach dem Einlangen
der Anzeige nach § 23 bei der Grundverkehrsbehdrde keine Erledigung dieser Behorde zukommt.

(3) Wird der Rechtserwerb nicht fristgerecht nach 8§23 angezeigt oder kommt dem
Exekutionsgericht innerhalb der im Abs. 2 genannten Frist die Entscheidung Uber die Versagung der
grundverkehrsbehdrdlichen Genehmigung oder Bestéatigung zu und wird dieser rechtskraftig, so hat das
Exekutionsgericht das Uberbot zuriickzuweisen.

(4) 8 19 Abs. 4 gilt sinngeméB.
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§22
Freiwillige Feilbietung

Die 8818 bis 21 sind auf die freiwillige Feilbietung eines Grundstiickes (88 87a ff. der
Notariatsordnung) und die Versteigerung eines gemeinschaftlichen Grundstiickes (8 352 der
Exekutionsordnung) entsprechend anzuwenden.

8. Abschnitt
Verfahren

§23
Anzeigepflicht

(1) Jedes Rechtsgeschéft und jeder Rechtsvorgang, das (der) nach den 8§ 4, 9 und 12 Abs. 1 der
Genehmigungspflicht bzw. der Erklarungspflicht unterliegt, ist vom Rechtserwerber binnen acht Wochen
nach Abschluss des betreffenden Rechtsgeschéftes oder Rechtsvorganges der Grundverkehrsbehérde, in
deren Sprengel das betreffende Grundstiick liegt, schriftlich anzuzeigen; dies gilt nicht im Fall des § 15
erster Satz. Die Anzeige kann auch durch den VerduRerer erfolgen. Bei Rechtserwerben, die eines
Notariatsaktes bedurfen, obliegt die Anzeigepflicht dem Notar.

(2) Der Anzeige sind die zur Beurteilung des Vorliegens der Genehmigungsvoraussetzungen oder
einer Ausnahme von der Genehmigungspflicht bzw. gegebenenfalls die zur Beurteilung des Vorliegens
der Voraussetzungen fir die Bestatigung, dass ein Rechtserwerb an einem unbebauten Grundstiick nach
8 10 nicht der Erklarungspflicht unterliegt, erforderlichen Angaben sowie die zum Nachweis der
Richtigkeit dieser Angaben erforderlichen Unterlagen anzuschlieRen. Insbesondere sind anzuschlielen:

a) die Urkunde Uber das Rechtsgeschaft oder den Rechtsvorgang;

b) ein Nachweis Uber die Staatsangehdrigkeit des Rechtserwerbers;

c) bei juristischen Personen und Gesellschaften ein Nachweis (ber den Sitz, das

Gesellschaftskapital und die Staatsangehérigkeit der Mitglieder bzw. Gesellschafter;

d) beim Rechtserwerb an unbebauten Baugrundstiicken eine Bestatigung des Blrgermeisters tber
die Flachenwidmung des betreffenden Grundstlickes sowie Uber die Tatsache, dass es unbebaut
ist bzw. dass sich darauf lediglich Geb&ude von untergeordneter Bedeutung im Sinn des § 2
Abs. 3 zweiter Satz befinden;

e) ein Lageplan, wenn mit dem Rechtserwerb eine Grundstlicksteilung verbunden ist;

f) beim Rechtserwerb an einem unbebauten Baugrundstiick die personliche Erklarung des
Rechtserwerbers, dass das Grundstiick innerhalb der Frist nach 811 Abs.2 dem der
Flachenwidmung entsprechenden Verwendungszweck zugefiihrt, insbesondere bebaut, werden
soll, es sei denn, dass das Grundstiick aufgrund seiner Grofe, Form oder Lage einer geordneten
Bebauung nicht zugéanglich ist.

Die Urkunde nach lit. a ist im Original nachzureichen, wenn die Grundverkehrsbehorde dies ausdricklich
verlangt.

(3) Bei Rechtserwerben an einem landwirtschaftlichen Grundstiick im Sinn des § 7a Abs. 8 lit. e und
f ist mit der Anzeige auch nachzuweisen, dass die dort angeflihrten Voraussetzungen fir die
Nichtanwendung der Interessentenregelung vorliegen.

(4) Bestehen Zweifel dartber, ob ein Rechtserwerber als Auslander gilt, so hat dieser nachzuweisen,
dass er nicht Auslander ist.

§ 23a
Besondere Anzeigepflicht fir origindre Eigentumserwerbe

§ 23 ist sinngemal’ auf jeden origindren Eigentumserwerb an einem land- oder forstwirtschaftlichen
Grundstiick mit Ausnahme jenes durch Zuschlag anzuwenden. Diesfalls sind der Anzeige die zur
Beurteilung, ob ein origindrer Eigentumserwerb tatsachlich stattgefunden hat, erforderlichen Angaben
sowie die zum Nachweis der Richtigkeit dieser Angaben erforderlichen Unterlagen anzuschlieRen.
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§24

Feststellung von Ausnahmen von der Genehmigungspflicht,
Entscheidung Uber den Geltungsbereich

(1) Ist ein Rechtserwerb an einem land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiick oder durch einen
Auslander nach § 5 bzw. § 12 Abs. 2 von der Genehmigungspflicht ausgenommen, so hat die
Grundverkehrsbehdrde mit Bescheid festzustellen, dass der betreffende Rechtserwerb keiner
grundverkehrsbehdrdlichen Genehmigung bedarf.

(2) Die Grundverkehrsbehorde hat im Zweifelsfall von Amts wegen sowie bei Vorliegen eines
begriindeten Interesses auf Antrag mit Bescheid darliber zu entscheiden, ob

a) ein Grundstiick ein land- oder forstwirtschaftliches Grundstiick oder ein bebautes bzw.
unbebautes Baugrundstuick ist,

b) ein Baugrundstiick bebaut oder unbebaut im Sinn des § 2 Abs. 3 ist.

(3) Bestehen Zweifel dartiber, ob ein Rechtserwerb an einem Grundstiick in den Geltungsbereich
nach § 1 dieses Gesetzes féllt, so hat die Grundverkehrsbehdrde auf Antrag des Rechtserwerbers oder von
Amts wegen mit Bescheid daruber zu entscheiden.

§25
Erteilung der Genehmigung

(1) Liegen die Voraussetzungen fir die Erteilung der Genehmigung fur den angezeigten
Rechtserwerb an einem land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiick oder durch einen Auslénder vor, so
hat die Grundverkehrsbehdrde mit schriftlichem Bescheid die Genehmigung zu erteilen.

(2) Bescheide der Grundverkehrsbehdrden, mit denen die Genehmigung erteilt wird, sind zu
begriinden.

(3) Vor der Erlassung eines Bescheides nach Abs. 1 hat die Grundverkehrsbehérde die Gemeinde, in
deren Gebiet das betreffende Grundstiick liegt, und die Landwirtschaftskammer anzuhéren, wenn es dabei
um die Erteilung der Genehmigung fir den angezeigten Rechtserwerb an einem land- oder
forstwirtschaftlichen Grundstlick geht. In diesen Fallen ist der Bescheid nach Abs. 1 der Gemeinde und
der Landwirtschaftskammer zuzustellen, die dagegen Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht
erheben kénnen.

§ 25a

Bestatigung tUber Ausnahmen von der Erklarungspflicht,
Bestatigung der Anzeige

(1) Ist ein Rechtserwerb an einem unbebauten Baugrundstiick nach § 10 oder nach § 11 Abs. 1 von
der Erklarungspflicht ausgenommen, so hat die Grundverkehrsbehdrde hieriber eine Bestéitigung
auszustellen.

(2) Die Grundverkehrsbehdrde hat den Eingang der Anzeige nach § 11 Abs.1 (ber einen
Rechtserwerb an einem unbebauten Baugrundstiick zu bestétigen.

(3) Die Grundverkehrsbehdrde hat eine Bestdtigung Uber die erfolgte Anzeige nach § 23a
auszustellen, sofern ein originédrer Eigentumserwerb an einem land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiick
nicht in der erweislichen Absicht, die Voraussetzungen zur Genehmigung eines beabsichtigten
rechtsgeschéftlichen Eigentumserwerbes zu umgehen, lediglich vorgetauscht wurde. Andernfalls hat die
Grundverkehrsbehdrde die Bestatigung der Anzeige nach § 23a mit Bescheid zu versagen.

(4) Die Bestatigung der Anzeige eines Rechtserwerbes an einem unbebauten Baugrundstick ist der
Gemeinde, in deren Gebiet das Grundstiick liegt, zu Gbermitteln.

(5) Die Bestatigung einer Anzeige nach § 23a sowie die Bestatigung, dass ein Rechtserwerb nicht
der Erklarungspflicht unterliegt, ist mit Bescheid zu versagen, wenn die nach §23 oder §23a
erforderlichen Unterlagen trotz des Auftrags, sie binnen einer angemessen festzusetzenden Frist
nachzubringen, der Grundverkehrsbehérde nicht vorgelegt werden.

(6) Die Landesregierung hat durch VVerordnung nahere Bestimmungen ber den Inhalt und die Form
der Bestatigungen nach den Abs. 1, 2 und 3 zu erlassen.
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9. Abschnitt
Behodrden

§ 26
Grundverkehrsbehdrde
Grundverkehrsbehdrde ist die Bezirksverwaltungsbehorde.

10. Abschnitt
Zivilrechtliche Bestimmungen, Klagerecht

§31
Zivilrechtliche Wirkung der Verkehrsbeschrankung

(1) Solange die entsprechende rechtskréftige Entscheidung nach § 24 Abs. 1 oder § 25 Abs. 1 oder
die entsprechende Bestatigung nach & 25a Abs. 1 oder 2 nicht vorliegt, darf das zugrunde liegende
Rechtsgeschaft bzw. der zugrunde liegende Rechtsvorgang nicht durchgefiihrt werden, insbesondere darf
das Recht nicht in das Grundbuch eingetragen werden. Die Parteien sind jedoch an das Rechtsgeschaft
gebunden.

(2) Wird fir einen Rechtserwerb die grundverkehrsbehdrdliche Genehmigung oder Bestétigung
versagt, so wird das Rechtsgeschéft bzw. der Rechtsvorgang rickwirkend rechtsunwirksam. Ein
Rechtsgeschaft oder Rechtsvorgang wird auch rechtsunwirksam, wenn die Grundverkehrsbehdrde davon
Kenntnis erlangt und eine angemessene Frist zur Nachholung der Anzeige nach § 23 setzt, die Anzeige
aber nicht innerhalb dieser Frist nachgeholt wird.

(3) Wird fur einen Rechtserwerb die grundverkehrsbehdrdliche Genehmigung oder Bestétigung
versagt, so hat die Grundverkehrsbehdrde auf dem Original der Urkunde (ber das Rechtsgeschaft oder
den Rechtsvorgang dies mit der Feststellung zu vermerken, dass das Rechtsgeschaft bzw. der
Rechtsvorgang rickwirkend rechtsunwirksam geworden ist.

§32
Zuléssigkeit der Grundbuchseintragung
(1) Ein Recht an einem Grundstiick im Sinne der 88 4, 9 und 12 Abs. 1 darf im Grundbuch nur
eingetragen werden, wenn dem Grundbuchsgesuch beigeschlossen ist:
a) bei einem Rechtserwerb an einem land- und forstwirtschaftlichen Grundstlick oder durch einen
Auslénder die entsprechende rechtskraftige Entscheidung nach § 24 Abs. 1 oder § 25 Abs. 1;
b) bei einem Rechtserwerb an einem unbebauten Baugrundstiick die entsprechende Bestétigung
nach § 25a Abs. 1 oder 2;
c) bei einem Rechtserwerb an einem bebauten Baugrundstiick
1. eine Bestétigung des Blrgermeisters Uber die Flachenwidmung des betreffenden Grundstilickes
und Uber die Tatsache, dass es bebaut im Sinn des 8 2 Abs. 3 ist, oder eine rechtskraftige
Feststellung nach § 24 Abs. 2, dass es bebaut im Sinn des § 2 Abs. 3 ist; dies gilt nicht beim
Erwerb von Wohnungseigentum;
2. wenn der Rechtserwerber 6sterreichischer Staatsbirger oder Osterreichischen Staatsblrgern
nach 8 3 gleichgestellt ist,
aa) bei natiirlichen Personen der Nachweis Uber die Staatsangehorigkeit,
bb) bei juristischen Personen oder sonstigen rechtsfahigen Personengemeinschaften die fir die
Beurteilung des Vorliegens der Gleichstellung im Sinn des §3 Abs.2 oder 3
erforderlichen Nachweise, wie insbesondere, dass sie nach dem Recht eines EU
Mitgliedstaates, eines Vertragsstaates des EWR-Abkommens oder eines sonst
staatsvertraglich  beglinstigten Staates gegrundet wurden und dass sie ihren
satzungsmaRigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung in einem
dieser Staaten haben;
d) im Fall des § 20 Abs. 2 zweiter Satz die Bieterbewilligung oder eine der im § 20 Abs. 2 erster
Satz genannten Bestatigungen.

(2) Abs. 1 gilt nicht, wenn
a) der Rechtserwerb nach § 1 Abs. 2 nicht diesem Gesetz unterliegt;
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b) der Verbiicherung ein rechtskraftiger Zuschlag oder ein rechtskraftiger Beschluss Gber die
Annahme eines Uberbotes zugrunde liegt;

c) der Verbiicherung ein Einantwortungsbeschluss nach § 178 des AuRerstreitgesetzes oder eine
Amtsbestéatigung nach § 186 Abs. 1 des AulRerstreitgesetzes zugrunde liegt, worin festgehalten
ist, dass der Erbe oder der Vermachtnisnehmer zum Kreis der gesetzlichen Erben gehort.

(3) Das originar erworbene Eigentum an einem land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiick mit
Ausnahme jenes durch Zuschlag darf im Grundbuch nur eingetragen werden, wenn dem
Grundbuchsgesuch eine Bestatigung nach § 25a Abs. 3 erster Satz beigeschlossen ist.

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung nahere Bestimmungen ber den Inhalt und die Form
der Bestétigung des Birgermeisters nach Abs. 1 lit. ¢ Z 1 und der Nachweise nach Abs. 1 lit.¢ Z2 zu
erlassen.

§33
Unwirksamkeit der Eintragung

(1) Besteht Grund zur Annahme, dass ein grundbicherlich bereits durchgefiihrtes Rechtsgeschaft
oder ein  grundbicherlich  bereits  durchgefiihrter ~ Rechtsvorgang  der  erforderlichen
grundverkehrsbehdrdlichen Genehmigung oder Bestatigung entbehrt, so hat die Grundverkehrsbehorde
mit Bescheid ein Verfahren zur Priifung dieser Frage einzuleiten.

(2) Auf Antrag der Grundverkehrsbehdrde sind im Grundbuch anzumerken:

a) die Entscheidung nach Abs. 1 erster Satz;

b) die Entscheidung, aus der sich ergibt, dass ein grundbicherlich bereits durchgefihrtes
Rechtsgeschaft oder ein grundbicherlich bereits durchgefiihrter Rechtsvorgang der
erforderlichen grundverkehrsbehérdlichen Genehmigung oder Bestétigung entbehrt.

(3) Die Anmerkung nach Abs. 2 hat zur Folge, dass die Entscheidung Uber die Genehmigung des
Rechtserwerbes oder die Bestatigung der Anzeige des Rechtserwerbes auch gegen Personen ihre volle
Wirksamkeit &ulert, die erst nach dem Zeitpunkt des Einlangens des Antrages auf Anmerkung beim
Grundbuchsgericht biicherliche Rechte erworben haben.

(4) Stellt die Grundverkehrsbehdrde fest, dass ein grundbicherlich bereits durchgefiihrtes
Rechtsgeschaft oder ein grundbicherlich bereits durchgefiihrter Rechtsvorgang der erforderlichen
grundverkehrsbehordlichen Genehmigung oder Bestatigung entbehrt, so hat der Erwerber innerhalb von
vier Wochen nach Rechtskraft dieser Feststellung das Rechtsgeschéft bzw. den Rechtsvorgang nach § 23
der Grundverkehrshehdrde anzuzeigen.

(5) Wird einem grundbiicherlich bereits durchgefiihrten Rechtsgeschaft oder einem grundbiicherlich
bereits durchgefiihrten Rechtsvorgang die grundverkehrsbehérdliche Genehmigung oder Bestétigung
versagt, so hat das Grundbuchsgericht die Eintragung auf Antrag der Grundverkehrsbehdrde zu I6schen.
Die Eintragung ist auch zu lgschen, wenn eine Entscheidung nach Abs. 2 lit. b vorliegt und nicht
innerhalb von vier Wochen ab Rechtskraft dieser Entscheidung das Rechtsgeschéft bzw. der
Rechtsvorgang nach § 23 der Grundverkehrsbehdrde angezeigt wird.

(6) Wird hinsichtlich eines grundbticherlich bereits durchgefiihrten Rechtsgeschéftes oder eines
grundbicherlich bereits durchgefiihrten Rechtsvorganges die grundverkehrsbehdrdliche Genehmigung
erteilt oder die grundverkehrsbehordliche Bestatigung der Anzeige ausgestellt, so hat die
Grundverkehrsbehdrde dies unverziglich dem Grundbuchsgericht mitzuteilen. Dieses hat die Anmerkung
nach Abs. 2 von Amts wegen zu lschen. Gleiches gilt, wenn die Grundverkehrsbehdrde in einem nach
Abs. 1 eingeleiteten Verfahren feststellt, dass der Rechtserwerb keiner grundverkehrsbehordlichen
Genehmigung bedarf, oder bestatigt, dass der Rechtserwerb nicht der Erklarungspflicht unterliegt.

§34
Rickabwicklung

(1) Wird eine Eintragung im Grundbuch nach § 33 Abs. 5 geldscht und das ihr zugrunde liegende
Rechtsgeschaft riickabgewickelt, so kann der VerauRRerer die Léschung jener inzwischen eingetragenen
Rechte verlangen, die nicht im guten Glauben an die Wirksamkeit jener Eintragung, insbesondere nach
einer Anmerkung nach § 33 Abs. 2, erworben worden sind.

(2) Wird ein Rechtsgeschaft, das auf die Ubertragung des Eigentums gerichtet ist, durch Versagung
der grundverkehrsbehdrdlichen Genehmigung oder Bestatigung oder durch Fristablauf nach § 31 Abs. 2
rechtsunwirksam, so kann der VerduBerer die Riickabwicklung dem Erwerber gegeniiber verweigern,
sofern er weder wusste noch wissen musste, dass das Rechtsgeschaft der grundverkehrsbehérdlichen
Genehmigungs- oder Erklarungspflicht unterliegt oder dass die Voraussetzungen fir die Erteilung der
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grundverkehrsbehordlichen  Genehmigung oder die Ausstellung der grundverkehrshehordlichen
Bestatigung nicht vorlagen.

(3) Wird die Einverleibung eines Rechtserwerbes nach 8§ 33 Abs.5 geléscht und erklart der
VeréduRerer, die Rickabwicklung zu verweigern, so ist das Grundstiick auf Antrag des VerduBerers oder
des Erwerbers vom Gericht in sinngemaier Anwendung des § 352 der Exekutionsordnung zu versteigern.
War die Weigerung des VerauBRerers nach Abs. 2 berechtigt, so erfolgt die Versteigerung auf Rechnung
des Erwerbers.

§ 34a
Exekutionstitel

(1) Rechtskréftige Entscheidungen nach § 11 Abs. 3 sind Exekutionstitel nach §1 Z 12 der
Exekutionsordnung fiir die Versteigerung einer Liegenschaft nach § 352 der Exekutionsordnung. Die
betroffene Liegenschaft ist im Spruch des Feststellungsbescheides unter Angabe der Grundbuchsdaten zu
bezeichnen. Die Grundverkehrsbehorde hat den Ersatz der Kosten des Versteigerungsverfahrens dem
Verpflichteten vorzuschreiben.

(2) Vom Ersteher einer aufgrund eines Exekutionstitels nach Abs. 1 versteigerten Liegenschaft ist
die Erklarung nach § 11 Abs. 1 auch dann abzugeben, wenn er zum Personenkreis nach § 10 lit. b gehort.

8§35
Feststellungsklage bei Schein- oder Umgehungsgeschaften

(1) Die Grundverkehrshbehorde kann bei dem nach § 81 der Jurisdiktionsnorm zustdndigen Gericht
namens des Landes Tirol Klage auf Feststellung erheben, dass ein Rechtsgeschéft nichtig ist,
insbesondere weil es ein Schein- oder Umgehungsgeschéft ist.

(2) Die Erhebung einer Klage nach Abs. 1 ist auf Antrag der Grundverkehrsbehérde im Grundbuch
anzumerken. Die Anmerkung hat zur Folge, dass die gerichtliche Entscheidung auch gegen Personen ihre
volle Wirksamkeit &uBert, die erst nach dem Zeitpunkt des Einlangens des Antrages auf Anmerkung beim
Grundbuchsgericht biicherliche Rechte erlangt haben.

(3) Wird der Klage stattgegeben, so hat das Grundbuchsgericht eine bereits durchgefihrte
Eintragung des betreffenden Rechtes zu I6schen und den friiheren Grundbuchsstand wiederherzustellen. §

34 ist anzuwenden. Die Grundverkehrsbehtérde hat dem Grundbuchsgericht die Entscheidung des
Gerichtes iber die Feststellung der Nichtigkeit eines Rechtsgeschaftes unverziglich mitzuteilen.

11. Abschnitt
Straf-, Ubergangs- und SchluBbestimmungen

§ 36
Strafbestimmungen
(1) Wer

a) ein Rechtsgeschéft oder einen Rechtsvorgang entgegen dem § 23 Abs. 1 oder dem § 23a nicht
der Grundverkehrsbehdrde anzeigt,

b) die in Entscheidungen tber die Erteilung der grundverkehrsrechtlichen Genehmigung oder in der
Bieterbewilligung vorgeschriebenen Auflagen nicht erfullt,

c) ein Grundstiick im Sinn des § 9 Abs. 1 nicht innerhalb der Fristen nach § 11 Abs. 2 dem der
Flachenwidmung entsprechenden Verwendungszweck zufiihrt, insbesondere bebaut,

d) trotz Versagung der grundverkehrsbehérdlichen Genehmigung fir einen Rechtserwerb bzw. ohne
Vorliegen einer grundverkehrsbehdrdlichen Bestdtigung des Eingangs der Anzeige eines
Rechtserwerbes den Gegenstand des der Genehmigungs- bzw. Erklarungspflicht unterliegenden
Rechtserwerbes nutzt oder nutzen l&sst,

e) gegeniiber den Grundverkehrsbehdrden zum Zweck der Umgehung dieses Gesetzes unwahre
oder unvollstdndige Angaben macht oder

f) auf andere Weise, insbesondere durch Umgehungsgeschafte, versucht, dieses Gesetz zu
umgehen,

begeht eine Verwaltungsibertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehdrde mit einer Geldstrafe bis
zu 40.000,— Euro zu bestrafen.

(2) Die Verjahrung beginnt

a) im Fall des Abs. 1 lit. a erst mit der Einbringung der Anzeige nach § 23,
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b) im Fall des Abs. 1 lit. b, ¢, d oder f erst mit der Beseitigung des rechtswidrigen Zustandes.

§37
Bewilligungen nach anderen Landesgesetzen

(1) Die in anderen Landesgesetzen vorgesehenen Bewilligungen, die das Verflgungsrecht tber ein
Grundstiick oder die Zustimmung des Eigentimers oder des Bauberechtigten zur Errichtung eines
Gebadudes auf fremdem Grund zur Voraussetzung haben, dirfen erst erteilt werden, wenn die
entsprechende rechtskréftige Entscheidung nach 8 24 Abs. 1 oder § 25 Abs. 1 oder die entsprechende
Bestatigung nach § 25a Abs. 1, 2 oder 3 erster Satz fiir den betreffenden Rechtserwerb vorliegt.

(2) Bescheide, mit denen eine der im Abs. 1 genannten Bewilligungen erteilt wird, ohne dass die
entsprechende  rechtskraftige  Entscheidung  oder die  entsprechende  Bestdtigung  der
Grundverkehrsbehdrde fir den betreffenden Rechtserwerb vorliegt, leiden an einem mit Nichtigkeit
bedrohten Fehler.

§38
Mitwirkung der Gemeinden

(1) Die Gemeinden haben den Grundverkehrsbehdrden auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn
Grund zur Annahme besteht, dal? ein Schein- oder Umgehungsgeschaft vorliegt.

(2) Auskunftsersuchen durfen nur dann an die Gemeinden gerichtet werden, wenn flr die ersuchende
Behorde Grund zur Annahme besteht, daf ihr im Zusammenhang mit der Vollziehung von
grundverkehrsrechtlichen Bestimmungen durch ein Schein- oder Umgehungsgeschaft der wahre
Sachverhalt in wesentlichen Belangen tiberhaupt nicht, unrichtig oder unvollstandig zur Kenntnis gelangt
ist.

(3) Auskunftsersuchen kénnen sich nur auf folgende Daten beziehen: Veranderungen der Eigentums-
oder Nutzungsverhéltnisse hinsichtlich eines bestimmten Grundstlckes (Grundstucksnummer) und die an
einem darauf gerichteten Rechtsgeschaft beteiligten Personen (bei natlrlichen Personen: Vor- und
Familien- bzw. Nachname, Geburtsdatum und Adresse); dies gilt in gleicher Weise fir Teile von
Grundstiicken oder Miteigentumsanteile.

(4) Die Grundverkehrsbehérden diirfen die ihnen von den Gemeinden bekanntgegebenen Daten nur
flr Zwecke der Vollziehung dieses Gesetzes verwenden. Eine Weitergabe dieser Daten ist nicht zuldssig.

8§39
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde
Die von den Gemeinden nach 8§ 23 Abs. 2 lit. d, § 25 Abs. 3 sowie § 32 Abs. 1 lit. ¢ zu besorgenden
Aufgaben sind solche des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde.
§ 40
Ubergangsbestimmung
(1) Ist am 1. Oktober 2016 die Frist von fiinf Jahren nach 8 11 Abs. 3 erster Satz in der Fassung des

Gesetzes LGBI. Nr. 130/2013 noch nicht abgelaufen, so verlangert sich diese Frist auf zehn Jahre,
gerechnet ab der Ausstellung der Bestatigung nach § 25a Abs. 2.

(2) Die Behorde kann in den Féllen des Abs. 1 mit Bescheid die Frist fir die Bebauung auf Antrag
des Rechtserwerbers auf 20 Jahre, gerechnet ab der Ausstellung der Bestatigung nach § 25a Abs. 2,
verlangern, wenn

a) die Voraussetzungen nach § 11 Abs. 2 lit. a zum Zeitpunkt des Rechtserwerbs vorgelegen haben
und zum Zeitpunkt der Antragstellung noch vorliegen,

b) besonders beriicksichtigungswiirdige Griinde diese Verlangerung erforderlich machen und

c)im Antrag die Flachenwidmung im Sinn der lit.a nachgewiesen ist und die
berticksichtigungswirdigen Griinde nach lit. b glaubhaft gemacht sind.

(3) Antrége nach Abs. 2 kdnnen nur bis zum 31. Dezember 2017 gestellt werden.

8§41
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit 1. Oktober 1996 in Kraft. Gleichzeitig treten das Tiroler
Grundverkehrsgesetz, LGBI. Nr. 82/1993, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 4/1996 und die
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Verordnung uber die Erklarung nach 8 10 Abs. 2 des Tiroler Grundverkehrsgesetzes, LGBI. Nr. 24/1994,
auler Kraft.

www.ris.bka.gv.at Seite 23 von 23



	Inhaltsverzeichnis
	1. Abschnitt
	Allgemeine Bestimmungen

	2. Abschnitt
	Rechtserwerbe an land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücken

	3. Abschnitt
	Rechtserwerbe an unbebauten Baugrundstücken

	4. Abschnitt
	Rechtserwerbe an Grundstücken durch Ausländer

	6. Abschnitt
	Rechtserwerbe von Todes wegen

	7. Abschnitt
	Zwangsversteigerung

	8. Abschnitt
	Verfahren

	9. Abschnitt
	Behörden

	10. Abschnitt
	Zivilrechtliche Bestimmungen, Klagerecht

	11. Abschnitt
	Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen


